


Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan Nr. 427 (2. Planfassung) 
- Bataverstraße / Gladbacher Straße  

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 03.09.2004 Es gilt die BauNVO 1990 

1. Art der baulichen Nutzung 

In den Gewerbegebieten werden von den gemäß § 8 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
vorgesehenen Ausnahmen die unter Ziffer 2 (Anlagen für kirchliche, kulturelle und gesundheitliche 
Zwecke) und Ziffer 3 (Vergnügungsstätten) aufgeführten Nutzungen gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes. 

Von den allgemein zulässigen Gewerbebetrieben aller Art sind Einzelhandelsbetriebe gemäß  
§ 1 (5 und 9) BauNVO ausgeschlossen. Ausnahmsweise können Einzelhandelsbetriebe zugelassen 
werden, sofern sie in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit Handwerks-, 
produzierenden oder verarbeitenden Gewerbebetrieben stehen und die Verkaufsfläche dem Haupt-
betrieb deutlich untergeordnet ist. 

Im Mischgebiet werden nach § 6 Abs. 3 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen (Vergnügungsstätten im 
Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. Von den gemäß  
§ 6 Abs. 2 BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen sind auf der Grundlage von § 1 Abs. 4 BauNVO 
die Ziffern 6 (Gartenbaubetriebe) und 8 (Vergnügungsstätten) nicht zulässig. 

2. Bauweise / überbaubare Grundstücksflächen 

Garagen und Stellplätze sind gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO nur innerhalb der überbaubaren Flächen 
oder auf den hierfür besonders ausgewiesenen Flächen sowie in Tiefgaragen zulässig. 
Nebenanlagen sind gemäß § 14 (1) BauNVO nur innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig. 

3. Immissionsschutz 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich IV gemäß DIN 4109. Zum 
Schutz der Aufenthaltsräume muss das bewertete Schalldämmaß Rw für Außenwände in Wohnun-
gen, Beherbergungsstätten u.ä. mindestens 40 dB betragen, für Büroräume ist das Maß um 5 dB zu 
verringern. 

Die Fassaden mit der Kennzeichnung  liegen im Lärmpegelbereich V gemäß DIN 4109. Zum 
Schutz der Aufenthaltsräume muss das bewertete Schalldämmaß Rw für Außenwände in Wohnun-
gen, Beherbergungsstätten u.ä. mindestens 45 dB betragen, für Büroräume ist das Maß um 5 dB zu 
verringern. 

Zum Schutz der außerhalb des Plangebiets liegenden Wohngebiete werden die Gewerbegebiete 
gemäß § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO wie folgt gegliedert: 

1. Unzulässig sind in allen Gewerbegebieten Anlagen der Abstandsklassen I bis V der Abstandsliste 
zum Runderlass des Ministers für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft NRW vom 
02.04.1998 - MBl. NRW 1998 S. 744 - und Anlagen mit ähnlichem Störgrad. 

2. In einem Abstand bis zu 200 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung sind darüber hinaus auch 
alle Anlagen der Abstandsklasse VI der o.g. Abstandsliste und Anlagen mit ähnlichem Störgrad 
nicht zulässig. 

3. In einem Abstand bis zu 100 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung sind darüber hinaus auch 
alle Anlagen der Abstandsklasse VII der o.g. Abstandsliste und Anlagen mit ähnlichem Störgrad 
nicht zulässig. 



4. In einem Abstand unter 100 m zur nächstgelegenen Wohnbebauung sind keine Anlagen zulässig, 
die in der o.g. Abstandsliste erfasst sind. 

Ausnahmsweise können in den jeweiligen Bereichen Anlagen der nächsthöheren Abstandsklasse 
zugelassen werden, wenn im Einzelfall die Einhaltung entsprechend niedriger Immissionswerte nach-
gewiesen wird oder wenn nach neuen Erkenntnissen der Störgrad eine Verringerung des Abstands 
zulässt. 

Zur Einhaltung der anteiligen Immissionsrichtwerte gemäß TA-Lärm an der benachbarten Bebauung 
werden folgende immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel IFSP festgesetzt: 

 Gewerbegebietsfläche IFSP db(A)/qm (TAG) IFSP db(A)/qm (NACHT) 
 GE1 55 40 
 GE2 57 42 

Jede gewerbliche Nutzung ist derart zu betreiben / baulich auszuführen, dass die von ihr ausgehen-
den Lärmemissionen an keinem Punkt außerhalb des Plangebietes höhere Beurteilungspegel (ermit-
telt gemäß TA Lärm) erzeugen, als dort bei freier Schallausbreitung in den oberen Halbraum (D=2 r2) 
entstehen würden, wenn von jedem Quadratmeter Grundfläche des Grundstückes die o. g. Schall-
leistungspegel IFSP abgestrahlt würden. 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB ist in den in der Planzeichnung kenntlich gemachten Bereichen in 
den unversiegelten Bereichen der Altablagerung die Schadstoffbelastung gemäß BBodSchV zu über-
prüfen. Die Schwarzdecken sind als überwachungsbedürftige Abfälle ordnungsgemäß zu entsorgen 
bzw. zu verwerten. 
Beim Ausbau der unterirdischen Tankanlagen ist eine bodengutachterliche Begleitung erforderlich. 

Hinweis: 
Bei Gründungsarbeiten ist mit erhöhtem Aufwand zur Vermeidung von Vernässungsschäden zu 
rechnen. 

Aufgrund der vorhandenen niedrigen Grundwasserflurabstände ist bei Baumaßnahmen mit Grund-
wasserabsenkungen zu rechnen, für die ggfls. eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich ist. 

Das Plangebiet liegt im hochwassergefährdeten Bereich hinter dem Deich bei einem 200-jährigen 
Rheinhochwasser. Es könnte z .B. bei einem Deichbruch vom Hochwasser eingenommen werden. 


